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Väter undMütter
müssen ihre Kinder
ohne Gewaltanwendung
erziehen – das will das
Parlament ins Gesetz
schreiben. Was bedeutet
das?

CharlotteWalser

BERNKeine Schläge, keine Ohr-
feigen, keine seelischen Verlet-
zungen: Kinder sollen das
Recht auf eine gewaltfreie Er-
ziehung erhalten. Das Parla-
ment hat den Bundesrat beauf-
tragt, das Schweizerische Zivil-
gesetzbuch (ZGB) entsprechend
zu ergänzen. Mit 27 zu acht
Stimmen und drei Enthal-
tungen nahm der Ständerat
gestern eine Motion der
Freiburger Mitte-Nationalrätin
Christine Bulliard-Marbach an.
Gewalterfahrungen in der

Kindheit belasteten Menschen
das ganze Leben lang, hatte
Bulliard-Marbach imNational-
rat gesagt. Im Durchschnitt sei
in der Schweiz in jeder Schul-
klasse ein Kind von körperli-
cher Gewalt betroffen. Im Stän-
derat stellte Kommissionsspre-
cherin Heidi Z’graggen (Mitte)
fest, mehr als 1500 Kinder
müssten jährlich wegen Gewalt
im Spital behandelt werden.
«Welch entsetzliches Leid, das
den Schwächsten der Gesell-
schaft zugefügt wird.» Es sei
Pflicht des Staates, die Kinder
zu schützen.
Gegen eine neue Regelung

sprach sich der Thurgauer
SVP-Ständerat Jakob Stark
aus. Er befürchte, das führe zu
weniger Erziehung, sagte
Stark. «Wir sollten Gewaltan-
wendung nicht pauschal
verbieten.» Noch deutlicher
war vor einigen Jahren der da-
malige Schwyzer SVP-Stän-
derat Peter Föhn geworden. Er
sagte 2016 in einer Debatte, er
sei als Kind geschlagen wor-
den, und es habe ihm nicht ge-
schadet: «Ich bin dankbar,
dass wir eine starke Hand
hatten.»

Die Mehrheit im Rat war sich
gestern einig, dass Kinder oh-
ne Gewalt aufwachsen sollten.
Doch was ändert sich mit
einer neuen Bestimmung über-
haupt? Die wichtigsten Fragen
und Antworten.

Erleiden viele Kinder Gewalt?
Die Hälfte aller Kinder in der

Schweiz erlebt körperliche oder
psychische Gewalt. Zu diesem
Schluss kamen Forschende der
Universität Freiburg. Im Auf-
trag von Kinderschutz Schweiz
haben sie bei über 1000 Eltern
eine Umfrage durchgeführt.
Knapp 40 Prozent gaben an,
ihr Kind schon einmal körper-
lich bestraft zu haben. Am
häufigsten sind Schläge auf

den Hintern. Auch psychische
Gewalt ist verbreitet.

Was heisst «psychische
Gewalt»?
Fast jeder sechste Elternteil

übt regelmässig psychischeGe-
walt aus. Dazu gehören Liebes-
entzug, Erniedrigung oder das
Einsperren des Kindes. Die Ge-
waltanwendung könne verhee-
rende Auswirkungen haben –
von emotionalen Beeinträchti-
gungen bis zu psychischen
Schäden wie Depressionen,
warnt Kinderschutz Schweiz.

Dürfen Eltern heute Gewalt
anwenden?
Nein, das ist schon heute

nicht erlaubt. Mit der Revision

des Kindesrechts von 1978wur-
de das Züchtigungsrecht abge-
schafft. Die Anwendung von
physischer oder psychischer
Gewalt gegenüber Kindern ist
weder mit der Bundesverfas-
sung noch mit der UNO-
Kinderrechtskonvention ver-
einbar, wie der Bundesrat in ei-
nem Bericht schreibt. Das
Bewusstsein dafür hat in den
vergangenen Jahren zugenom-
men. Acht von zehn Personen
sagen heute, sie hätten ein
schlechtes Gewissen, wenn sie
gegenüber ihren Kindern Ge-
walt anwenden. Das sind dop-
pelt so viele wie 2017.

Was ändert sichmit
der neuen Regelung?

Neu wird die gewaltfreie Er-
ziehung ausdrücklich geboten
sein.

Wie will der Bundesrat den
Auftrag genau umsetzen?
Der Bundesrat schlägt vor,

einen Artikel im Zivilgesetz-
buch zu ergänzen. Heute steht
dort: «Die Eltern haben das
Kind ihren Verhältnissen ent-
sprechend zu erziehen und sei-
ne körperliche, geistige und
sittliche Entfaltung zu fördern
und zu schützen.» Ergänzt
werden soll: «Insbesondere ha-
ben sie das Kind ohne Anwen-
dung von körperlichen Bestra-
fungen und anderen Formen
entwürdigender Gewalt zu er-
ziehen.»

Hätten Kinder damit
das Recht auf gewaltfreie
Erziehung?
Mit der Regelung würde kein

direkt durchsetzbarer Rechts-
anspruch des Kindes geschaf-
fen, schreibt der Bundesrat.
Eltern, die sich nicht
daran hielten, würden nicht
kriminalisiert.

Was bringt die Änderung
dann überhaupt?
Die Befürworterinnen und

Befürworter versprechen sich
davon eine präventive Wir-
kung: ein steigendes Bewusst-
sein dafür, dass Gewalt in der
Erziehung nichts zu suchen
hat. ZumBeispiel könnten Leh-
rerinnen und Lehrer Eltern auf
den Artikel hinweisen. Unter-
suchungen aus dem Ausland
legen nahe, dass Gesetzesbe-
stimmungen und begleitende
Kampagnen zu einer positiven
Veränderung führen. Das
räumt auch der Bundesrat ein.

Warumwar der Bundesrat
gegen den Auftrag?
Der Bundesrat stellte sich auf

den Standpunkt, das geltende
Recht genüge. Gewalt gegen-
über Kindern sei schon heute
nicht erlaubt. Das Ziel der ge-
waltfreien Erziehung lasse sich
besser durch ein ausgebautes
Kinderhilfesystem und Aufklä-
rungsprogramme als durch
neue gesetzliche Bestimmun-
gen erreichen.

Wie sind die Regeln in
anderen Ländern?
In der EU verfügen 23 der

27 Staaten über eine gesetzli-
che Regelung zu gewaltfreier
Erziehung. Eine zivilrechtliche
Regelung haben etwa Deutsch-
land, Österreich, Frankreich
und Dänemark.

Wie geht es nunweiter?
Der Bundesrat wird dem Par-

lament einen Vorschlag für die
Ergänzung des Zivilgesetzbu-
ches vorlegen. Über die exakte
Formulierung kann das Parla-
ment entscheiden.

Was Eltern nun zur gewaltfreien
Erziehung unbedingtwissenmüssen

Kinder dürfen nicht körperlich gezüchtigtwerden: Die Ergänzung imZivilgesetzbuch soll präventivwirken. Bild Plainpicture

Der Tabakkonzern
British American Tobacco
entlässt im Jura alle seine
226Mitarbeitenden.
Philippe Reichen

BONCOURT Es ist eine verhee-
rende Nachricht für den Wirt-
schaftsstandort Jura und das
1200 Einwohner zählende Dorf
Boncourt. Der Zigarettenkon-
zern British American Tobacco
(BAT) hat seine 226 Mitarbeite-
rinnen undMitarbeiter gestern
darüber informiert, dass er
sein Werk in Boncourt 2023 in
Etappen schliessen wird.
Sämtliche Mitarbeitenden ver-
lieren ihre Stellen.
Für die Gemeinde endet da-

mit eine 200-jährige Industrie-
geschichte, die ihr erheblichen
Wohlstand gebracht hat. Die
Zigarettenfabrik war 1814 von
der elsässischen Familie Bur-
rus in Boncourt gebaut und
erst 1996 für rund eine Milliar-
de Franken an den Zigaretten-

multi Rothmans International
verkauft worden. 1999 fusio-
nierte Rothmansmit dem Kon-
zern BAT. Der Entscheid, das
Werk in Boncourt zu schlies-
sen, wurde am BAT-Haupt-
quartier in London gefällt.

Suche nachAlternativen
Unterstützt von den Gewerk-

schaften Unia und Syna tat die
Belegschaft in den letzten Ta-
gen alles, um dem Konzern
Vorschläge vorzulegen, wie
man allenfalls einen Teil der
Arbeitsstellen erhalten könnte.
Tag für Tag trafen sich 36 Mit-
arbeitende zu Beratungen.
Eineinhalb Monate dauerten
die Konsultationen insgesamt.
16 Verhandlungsrunden zwi-
schen Direktion und Personal-
vertreter gab es.
Doch alle Bemühungen, die

Direktion in Boncourt, vor al-
lem aber das Management in
London von einem Verbleib im
Kanton Jura zu überzeugen,
scheiterten.

Nun werden sämtliche Pro-
duktionsanlagen ab- und an ei-
nem anderen BAT-Standort
wieder aufgebaut. BAT-Mitar-
beiter und -Mitarbeiterinnen
betonten gestern, sie fühlten
sich von ihrem Arbeitgeber
verraten. Direktor Gilles Sur-
dez sagte gegenüber dem juras-
sischen Radio RFJ, man habe
«alles versucht, um Alternati-
ven zu finden und die Schlies-
sung zu verhindern».
Auch Vertreter der Gewerk-

schaften zeigten sich ent-
täuscht über den Entscheid.
Man habe der Geschäftslei-
tung mehrere gut dokumen-
tierte und mit Zahlen belegte
Rettungsszenarien präsen-
tiert. Die Arbeitnehmenden
hätten sich mit aller Macht ge-
gen die Schliessung gestemmt.
An einer Personalversamm-
lung habe es gestern jedenfalls
in keinem Moment Zweifel da-
ran gegeben, seine Pflicht
nicht erfüllt zu haben. Ein
Sozialplan soll bereits vorlie-

gen und von beiden Seiten ak-
zeptiert sein. Dieser sieht etwa
vor, jene Mitarbeitenden, die
seit mindestens zehn Jahren
im Betrieb arbeiten, mit
zehn Monatslöhnen zu ent-
schädigen.
Auch für die jurassische Re-

gierung ist der Entscheid eine
herbe Niederlage. Regierungs-
räte versuchten den Konzern
mit steuerlichen Anreizen und
Ausbildungszuschüssen im Ju-
ra zu behalten. Vergeblich.
Gleich drei Regierungsräte be-
tonten gestern an einer Medi-
enkonferenz, sie seien über die
Schliessung äusserst besorgt.
Vom Ende der Fabrik seien
auch Zulieferfirmen in der Re-
gion betroffen. Für die Ge-
meinde, aber auch für denKan-
ton werde die Schliessung fi-
nanziell weitreichende Folgen
haben.

Massive finanzielle Einbussen
Allein wegen der Präsenz

von BAT zahlte Boncourt je

nach Steuerjahr 1,4 bis 4,2 Mil-
lionen Franken in den kanto-
nalen Finanzausgleich. Das
Geld floss in die Kassen struk-
turärmerer Gemeinden.
Auch für die riesige Indust-

riebrache, die BAT imDorf hin-
terlassen wird, müssen Lösun-
gen gefunden werden. Die Ge-
meinde ihrerseits muss das
Budget 2023 komplett überar-
beiten. Mit der Schliessung
fehlen ihr zwei Millionen Fran-
ken Steuereinnahmen bei Aus-
gaben von acht Millionen.
Nach der Konsultationspha-

se werden die kantonalen und
kommunalen Behörden direk-
te Gespräche führen, um zu
versuchen, die Folgen dieser
Entscheidung so weit wie mög-
lich abzumildern. Dabei geht
es insbesondere um die Umset-
zung des von der Personalver-
sammlung angenommenen
Sozialplans, die Wahrung der
regionalen Wirtschaftsinteres-
sen, die steuerlichen Aspekte
und die Zukunft des Standorts.

Nach über 200 Jahrenwird die Zigarettenfabrik
im jurassischen Dorf Boncourt geschlossen

Taskforce
für Aufspüren
vonVermögen
BERN In der Schweiz soll sich
nach dem Angriff Russlands
auf die Ukraine eine Taskforce
um die Umsetzung von Sankti-
onen kümmern und Vermö-
genswerte von gelisteten Perso-
nen aufspüren. Der Nationalrat
nimmt einen neuen Anlauf
für das Anliegen.
Er hat gestern eine Motion

seiner Wirtschaftskommission
(WAK-N) angenommen – mit
101 zu 84 Stimmen bei sieben
Enthaltungen. Nun ist der
Ständerat amZug. Stimmt auch
er dem Vorstoss zu, muss der
Bundesrat «schnell» eine Task-
force einsetzen. Wenn diese
Vermögenswerte von gelisteten
Personen aufspürt werden, soll
das Geld bis zur Klärung ge-
sperrt, aber nicht eingezogen
werden. Ein im Sommer ge-
scheiterter Vorstoss hatte einen
solchen Einzug gefordert.
Der neue Vorstoss verzichte

nun auf diese rechtsstaatlich
sehr problematische Forde-
rung, sagte die Kommissions-
sprecherin Kathrin Bertschy
(GLP/BE). sda


